
in engem Zusammenhang mit den gesamten Prinzipien 
des Strafverfahrens und den anderen verfahrensrecht­
lichen Regelungen verstanden und in der Praxis durch­
gesetzt werden.
Im Kern zielen diese Neuregelungen darauf ab, die Er­
mittlungstätigkeit der Untersuchungsorgane und des 
Staatsanwalts sowie das Gerichtsverfahren stärker als 
bisher auf die zur Entscheidung über die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit (einschließlich Strafzumes­
sung) notwendigen Aufgaben zu konzentrieren. Durch 
das ÄGStPO wird eindeutiger als bisher darauf orien­
tiert, die Begründetheit prozessualen Aufwandes im 
Strafverfahren daran zu messen, inwieweit er zur all­
seitigen und gerechten Beurteilung von Tat und Täter 
notwendig ist. Allgemein ist davon auszugehen, daß 
der prozessuale Aufwand bei der Aufklärung, Fest­
stellung und Durchsetzung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit den — im Einzelfall unterschiedlichen — 
Anforderungen entsprechen muß, die sich aus den kon­
kreten Umständen der Tat, der Person des Täters und 
den seiner strafbaren Handlungsweise zugrunde liegen­
den gesellschaftlichen Konflikten ergeben, und daher 
in jedem Verfahren differenziert zu gestalten ist./l/
Der weiteren Durchsetzung von rationeller Verfahrens­
weise und Beschleunigung im Strafverfahren dienen 
nicht allein die im folgenden erläuterten, sondern auch 
zahlreiche andere Neuregelungen der StPO, die aus 
systematischen Gründen in weiteren Beiträgen dar­
gestellt werden sollen.

Konzentrierte Abfassung der Ubergabeentscheidung an 
gesellschaftliche Gerichte und Vereinfachung der 
Mitteilung an die Verfahrensbeteiligten

Die Änderungen des § 59 Abs. 1 und 2, der die Art 
und Weise der Übergabe von Strafsachen an die gesell­
schaftlichen Gerichte durch die Untersuchungsorgane, 
den Staatsanwalt und das Gericht regelt, sind auf die 
konzentrierte Abfassung der Übergabeentscheidung 
und die Vereinfachung der Mitteilung über die Über­
gabe an die Verfahrensbeteiligten gerichtet.
Bisher waren die Untersuchungsorgane, der Staats­
anwalt und das Gericht zu einer umfassenden Darstel­
lung des Sachverhalts und der vorliegenden Beweis­
mittel verpflichtet. Das führte in der Praxis verschie­
dentlich dazu, daß den gesellschaftlichen Gerichten 
eine unnötig weitläufige, Nebensächlichkeiten enthal­
tende Sachverhaltsdarstellung gegeben und bei der An­
gabe der Beweismittel nicht genügend geprüft wurde, 
welche Beweismittel für den Nachweis der Tat not­
wendig sind. Durch solche nicht auf das Wesentliche 
gerichteten Übergabeentscheidungen wurde die Tätig­
keit der 'gesellschaftlichen Gerichte erschwert.
Deshalb orientiert die Änderung des § 59 Abs. 2 auf 
eine z u s a m m e n f a s s e n d e  Darstellung des Sach­
verhalts und der vorliegenden Beweismittel. Das bedeu­
tet andererseits, daß die Übergabeentscheidung nicht 
unvollständig oder fragmentarisch sein darf. Sie ist so 
abzufassen, daß sie eine gute Grundlage für erziehe­
risch wirksame Beratungen und Entscheidungen der 
gesellschaftlichen Gerichte bildet.
Die Regelung, in welcher Weise die Übergabe dem An­
zeigenden, dem Geschädigten und dem Beschuldigten 
mitzuteilen ist, wurde ebenfalls geändert. Gemäß § 59 
Abs. 1 ist nunmehr jede Form der Mitteilung von der 
Übergabe an die genannten Verfahrensbeteiligten zu­
lässig und gleichwertig. Der Bescheid über die Über­
gabe kann schriftlich oder mündlich — erforderlichen­
falls auch fernmündlich — gegeben werden. Eine per-
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sönliche Aussprache zu diesem Zweck ist nicht aus­
geschlossen, jedoch nicht Bedingung der mündlichen 
Mitteilung. Über die mündliche oder fernmündliche 
Mitteilung muß, damit sie jederzeit nachweisbar ist, 
ein entsprechender Aktenvermerk gemacht werden.
Die Neuregelung des § 59 Abs. 1 verzichtet auf die bis­
her obligatorische Begründung der Mitteilung von der 
Übergabe an das gesellschaftliche Gericht gegenüber 
den Verfahrensbeteiligten. Im allgemeinen genügt nun­
mehr die Mitteilung der Tatsache, daß die Strafsache 
dem gesellschaftlichen Gericht übergeben wurde. Das 
schließt nicht aus, daß den Beteiligten, z. B. dem An­
zeigenden und dem Geschädigten, auch die Gründe für 
die Übergabe dargelegt werden, soweit sich dies im 
Einzelfall als zweckmäßig erweist.

Rationelle Protokollierung von Ermittlungshandlungen

Im Unterschied zur bisherigen Regelung des § 104, nach 
der über j e d e  Ermittlungshandlung ein Protokoll auf­
zunehmen war, sieht die geänderte Bestimmung ein 
Protokoll nur vor, wenn die Ermittlungshandlung für 
die Beweisführung Bedeutung haben kann. Mit der 
Beschränkung der Protokollierung auf das für die Be­
weisführung Erforderliche werden überspitzte Anforde­
rungen beseitigt und unnötiger Aufwand vermieden. 
Die Neuregelung darf jedoch nicht zu oberflächlicher 
Arbeitsweise führen. Allein aus Gründen falsch ver­
standener Zeitersparnis darf z. B. auf für die Beweis­
führung wichtige Protokollierungen nicht verzichtet 
werden. Staatsanwälte und Mitarbeiter der Untersu­
chungsorgane sind verpflichtet, in jedem Verfahren 
gewissenhaft zu prüfen, auf welche Protokolle ver­
zichtet werden kann, ohne die Beweisführung in den 
folgenden Verfahrensabschnitten, insbesondere im ge­
richtlichen Hauptverfahren, zu erschweren. Bei der 
Prüfung ist von dem konkreten Sachverhalt und dem 
jeweiligen Stand der Ermittlungen auszugehen.
Eine Ermittlungshandlung kann für die Beweisfüh­
rung immer dann bedeutsam sein, wenn bei sorgfäl­
tiger Prüfung Anhaltspunkte dafür bestehen, daß durch 
sie der Täter einer Straftat ermittelt werden kann 
oder — bei bekanntem 'Täter — Fakten über die Tat­
bestandsmäßigkeit sowie die Art und Weise der Bege­
hung der strafbaren Handlung, ihre Ursachen und Be­
dingungen, den entstandenen Schaden, die Persönlich­
keit des Beschuldigten, seine Beweggründe, die Schwere 
seiner Schuld und sein tatbezogenes Verhalten vor und 
nach der straftatverdächtigen Handlung festgestellt 
werden können. Dabei ist zu beachten, daß sämtliche 
Ermittlungen stets in be- und entlastender Hinsicht zu 
führen sind. Die Protokollierung entlastender Um­
stände darf daher ebensowenig unterbleiben wie die 
belastender Ermittlungsergebnisse.
Die Feststellung der zu protokollierenden Ermittlungs­
handlungen stellt hohe Anforderungen an die Quali­
fikation und das Verantwortungsbewußtsein der Mit­
arbeiter der Untersuchungsorgane. Besonders kompli­
ziert ist das Erkennen der für die Beweisführung be­
deutsamen Ermittlungshandlungen in Verfahren gegen 
unbekannte Täter. Die hier gegebene besondere Er­
mittlungssituation erfordert eine gewissenhafte Pla­
nung der Untersuchung, bei der herauszuarbeiten ist, 
zu welchen Fragen die Beweisführung notwendig ist. 
Um zu gewährleisten, daß stets ein Überblick über 
a l l e  durchgeführten Ermittlungshandlungen besteht 
und ihre Rechtmäßigkeit nachprüfbar ist, sieht die 
Änderung des § 104 weiter vor, daß andere Ermitt­
lungshandlungen aktenkundig zu machen sind. Das be­
deutet, daß über alle nichtprotokollierten Ermittlungs­
handlungen in den Akten ein entsprechender Nachweis 
enthalten sein muß. Hierzu sind kurze Aktenvermerke,
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